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Sachgebiet 2171 


Kleine Anfrage 


der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, Baier, 
Köster, Dr. Fuchs, Burger 
und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Ausbildungsförderung 


Welche Erfahrung hat die Bundesregierung mit dem seit dem 

1. Juli 1970 in Kraft getretenen Ersten Gesetz über die indivi- 
duelle Förderung der Ausbildung (Ausbildungsförderungsge- 
setz) vom 19. September 1969 bisher in materiell-rechtlicher und 
verfahrensmäßiger Hinsicht gemacht? 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie viele Anträge auf Gewährung einer individuellen Aus- 
bildungsförderung für Ausbildung im Inland sind bis zum 
1. Oktober 1970 bei den zuständigen Ausbildungsförderungs- 
ämtern gestellt worden? 

2. Wie viele Anträge sind nach § 4 des Gesetzes (Ausbildung 
im Ausland) gestellt worden? 

3. Wie viele Anträge sind in dem genannten Zeitraum beschie- 
den worden, und zwar 

a) durch Gewährung einer Ausbildungsförderung, 

b) durch Ablehnung des Antrages? 

4. Wie hoch ist der Durchschnittsbetrag der gewährten Aus- 
bildungsförderung, getrennt nach 

a) dem Besuch bestimmter Ausbildungsstätten (§ 2 des 
Gesetzes), 

b) nach Förderungsarten (Zuschüsse und Darlehen, § 19)? 

5. Welche Schwierigkeiten haben sich bei der Anrechnung von 
Einkommen und Vermögen ergeben? 

6. Haben sich Organisationen und Verfahren der Ausbildungs- 
förderung bewährt, oder sind schwerwiegende Mängel 
bereits jetzt erkennbar? 

7. In wie vielen Fällen wurde von der Möglichkeit einer vor- 
läufigen Zahlung nach § 35 Abs. 2 des Gesetzes Gebrauch 
gemacht? 
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8. Sind der Bundesregierung die zahlreichen Klagen aus der 
Bevölkerung über die Kompliziertheit der von der Bundes- 
regierung erarbeiteten Antragsformulare für die Gewährung 
von Ausbildungsförderung bekannt? 

9. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Antrags- 
formulare zu vereinfachen und damit den Klagen der 
Bevölkerung abzuhelfen. 


Bonn, den 3. November 1970 
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